


In Zeiten zunehmenden Umwelt-
bewusstseins möchten viele Unter-
nehmen ihre Produkte und Dienst-
leistungen als besonders „öko“ 
präsentieren. Entsprechende Aus-
sagen wie „umweltfreundlich“ oder 
„nachhaltig“ sollen den Eindruck 
vermitteln, dass die Produkte, 
Dienstleistungen oder das Unter-
nehmen selbst einen positiven Bei-
trag zum Umweltschutz leisten. 
„Green Claims“ heißen solche Aus-
sagen im Fachjargon.

Solche „Green Claims“ ermöglichen 

Verbrauchern fundierte Kaufent-

scheidungen, können aber proble-
matisch sein, wenn sie irreführend 
sind – ein Phänomen, das als „Green-
washing“ bekannt ist.Es untergräbt 
das Vertrauen der Verbraucher und 
widerspricht den Zielen des euro-
päischen Green Deals. Verbraucher 
müssen sich darauf verlassen kön-
nen, dass als nachhaltig beworbene 
Produkte tatsächlich umwelt-
freundlich sind.

Bereits im Jahr 2020 untersuchte 

die Europäische Union „Green 
Claims“ und stellte fest, dass knapp 

über die Hälfte dieser Aussagen 
 irreführend oder unzureichend be-
legt waren. Zudem gibt es aktuell 
mindestens 230 Umweltzeichen und 
100 private Labels für „grüne Ener-
gie“, oft ohne klare Vorgaben und 
Defi nition. 

Bislang bestimmte sich die Zu-

lässigkeit von „Green Claims“ allein 

nach den allgemeinen Regeln des 

europäischen und nationalen 

 Lauterkeitsrechts. Diese umfassen 
in Deutschland insbesondere die 
Richtlinie über unlautere Ge-
schäftspraktiken (2005/29/EG) und 
das Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb (UWG). Sie verlangen, 
dass Angaben zur Umweltfreund-
lichkeit wahr und damit nachweis-
bar sind. Irreführende beziehungs-
weise leicht misszuverstehende 
Umweltaussagen sind unzulässig 
und abmahnfähig. 

Die Richtlinie über unlautere Ge-

schäftspraktiken enthält zudem 

eine „schwarze Liste“ jener Ge-
schäftspraktiken, die unter allen 
Umständen als unlauter anzusehen 
sind, ohne dass eine Fall-zu-Fall- 

Bewertung notwendig ist. Gemeint 
ist beispielsweise die unbefugte 
Verwendung von Gütezeichen. 

Um Misständen entgegenzuwirken

und einheitliche Regeln zu schaf-
fen, hat die EU-Kommission zwei 
Richtlinien ins Leben gerufen: die 
Richtlinie zur Stärkung der Ver-
braucher für den ökologischen 
Wandel (sogenannte ECGT-Richt-
linie oder EmpCo-Richtlinie) und 
die Green-Claims-Richtlinie. Diese 
sollen europaweit einheitliche 
Standards zu Informationspfl ich-
ten und zur Belegbarkeit von Green 
Claims schaffen. 

Die ECGT-Richtlinie (EU) 2024/825

soll zunächst die allgemeine Richt-
linie über unlautere Geschäfts-
praktiken ergänzen. Sie trat im 
März 2024 in Kraft und soll spätes-
tens bis 2026 in nationales Recht 
umgesetzt werden. 

Für Deutschland ist eine Ver-

schärfung des UWG zu erwarten,

denn zu den wichtigsten Neuerun-
gen ge hören...
... das Verbot allgemeiner Umwelt-
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aussagen: Begriffe wie „umweltfreund-
lich“, „CO2-neutral“, „nachhaltig oder 
„öko“ dürfen nur verwendet werden, 
wenn sie spezifi sch und nachweisbar 
sind. 

... das Verbot der Werbung mit „Selbst-

verständlichkeiten“: Unternehmen  dürfen 
nicht mehr mit Eigenschaften werben, die 
gesetzlich ohnehin vorgeschrieben sind.

... die Erweiterung der „Schwarzen Liste“: 

Unter anderem soll künftig das Anbringen 
eines Nachhaltigkeitssiegels, das nicht auf 
einem Zertifi zierungssystem beruht oder 
nicht von staatlichen Stellen festgesetzt 
wurde, verboten sein. 

Der Anwendungsbereich der geplanten 

„Green-Claims“-Richtlinie umfasst die 

Begründung und Kommunikation freiwil-

liger Umweltaussagen. Ziel ist es, klare 
Standards zu etablieren, um sicherzustel-
len, dass „Green Claims“ transparent, 
nachvollziehbar und überprüfbar sind. 
Dies soll die Verbraucher dabei unterstüt-
zen, fundierte Entscheidungen zu treffen 
und Unternehmen dazu anregen, ihre 
Nachhaltigkeitsbemühungen authentisch 
zu kommunizieren. 

Die Richtlinie war  im März 2024 im Ple-

num des EU-Parlaments und im Juni 2024 

im Rat der EU erörtert worden. Nun stehen 
die Trilog-Verhandlungen bevor. Es bleibt 
deshalb abzuwarten, wann die Neuregelun-
gen in Kraft treten und welche inhaltlichen 
Änderungen noch diskutiert werden. 

Ausweislich des Kommissionsvorschlags 

müssen Unternehmen künftig gegenüber 
privaten Verbrauchern unionsrechtliche 
Mindeststandards bei freiwilligen Werbe-
aussagen über umweltbezogene Aspekte 
ihrer Produkte und Dienstleistungen ein-
halten. 

Jede Umweltaussage soll bereits vorab 

anhand wissenschaftlicher Erkenntnis-

se belegt sein und relevante Umweltaus-
wirkungen sollen im gesamten Lebens-
zyklus des Produkts berücksichtigt 
werden. Neue Vorschriften für Umwelt-
zeichen sollen gewährleisten, dass künf-
tig neue Kennzeichnungssysteme nur 
dann eingeführt werden, wenn sie auf 
EU-Ebene entwickelt wurden. Private 
Kennzeichnungssysteme müssten vorab 
genehmigt werden und strengen Anfor-
derungen entsprechen.

„Green Claims“, die bereits unter beste-

hende EU-Vorschriften fallen (beispiels-

weise das EU-Umweltzeichen), sollen von 
den neuen Informationsanforderungen 
ausgenommen sein. Hier gewährleisten 
schon die bestehenden Rechtsvorschriften 
die Zuverlässigkeit der entsprechenden 
Umweltaussagen. 

Fazit: Unternehmen müssen ihre um-

weltbezogenen Aussagen transparent 

und wissenschaftlich fundiert gestal-

ten. Die neuen Regelungen bieten jedoch 
auch die Chance, durch glaubwürdige 

und geprüfte Nachhaltigkeitskommuni-
kation Vertrauen (zurück)zugewinnen 
und sich als verantwortungsbewusstes 
Unternehmen zu positionieren. 
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